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Drohnenbewaffnung 
SPD nun doch dafür?
von Marius Pletsch
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Nachdem die SPD in der vergangen Legislaturperiode die 
Beschaffung von Drohnen des Typs G-Heron TP noch hat plat-
zen lassen, wurde sich in den Koalitionsverhandlungen 2018 mit 
den Unionsparteien CDU und CSU darauf geeinigt, zunächst 
zu Aufklärungszwecken diese Drohnen zu leasen und zu einem 
späteren Zeitpunkt die Entscheidung über eine Bewaffnung zu 
treffen. Die SPD hatte folgende Bedingung in den Koalitionsver-
trag hineinverhandelt: „Über die Beschaffung von Bewaffnung 
wird der Deutsche Bundestag nach ausführlicher völkerrechtli-
cher, verfassungsrechtlicher und ethischer Würdigung gesondert 
entscheiden“.1

Unter dem Hashtag #DrohnenDebatte2020 startete das Bun-
desverteidigungsministerium am 11. Mai 2020 nach Verzöge-
rung durch die COVID-19 Pandemie die Debatte. Es gab eine 
Paneldiskussion am Starttag sowie einen Live-Chat mit dem 
Parlamentarischen Staatssekretär Peter Tauber und dem Gene-
ralinspekteur der Bundeswehr Eberhard Zorn. Dazu kamen dann 
noch Informationsveranstaltungen für Bundestagsabgeordnete, 
eine davon wurde im Internet live übertragen. StS Tauber hat 
außerdem auch an zwei Universitäten Vorträge gehalten und 
danach Fragen von Studierenden und Interessierten beantwortet. 
In den Werbeveranstaltungen ging man teils überraschend frei-
giebig mit Informationen um. So wurden Videos von Heron 1 
Drohneneinsätzen gezeigt, Anforderungen an die einzusetzende 
Munition (wobei die konkrete gewünschte Munition weiter 
geheim bleibt) und die favorisierte Bewaffnung des Ministeri-
ums für die Eurodrohne bekannt gegeben. Gekostet haben die 

Veranstaltungen des BMVg insgesamt etwa 150.000 €.2
Wirklich neue Argumente wurden hier aber nicht ausge-

tauscht, Kritiker*innen waren auch zumindest bei den BMVg-
Veranstaltungen unterrepräsentiert. Das verwundert auch wenig, 
schließlich wollte man für den Schritt der Bewaffnung werben, 
man maßte sich auch nicht an als neutraler Akteur aufzutreten. 
Außerdem wollte das BMVg, so versicherte Tauber wiederholt, 
die Diskussion anschieben. Doch eine klare Richtung wurde 
bereits 2018 eingeschlagen, als der Leasingvertrag unterschrie-
ben wurde (wobei die Vorbereitung für die Bewaffnung bereits 
für 50 Mio. € mit abgedeckt war) und 2019 die Ausbildung des 
Bedienpersonals in Israel begann, wo die bis zu sieben Drohnen 
auch stationiert werden. Da günstigere Überwachungsdrohnen 
zur Verfügung gestanden hätten, hat man mit der Entscheidung 
bereits eine Pfadabhängigkeit geschaffen.

Aufgrund der bestehenden Pandemiesituation gab es bislang 
darüber hinaus nur wenige Veranstaltungen, die eine vergleich-
bare Reichweite hatten. Auf zwei Beispiele sei aber hier hinge-
wiesen: Stattgefunden hat ein Gespräch mit dem Physiker und 
Friedensforscher Götz Neuneck und der Regisseurin Karin Jur-
schick, moderiert von der Journalistin Carolin Emcke3, und eine 
Veranstaltung des Max-Planck-Instituts für ausländisches öffent-
liches Recht und Völkerrecht,4 in der völkerrechtliche Aspekte 
beleuchtet wurden. Weitere Veranstaltungen auch von Seiten der 
Friedensbewegung werden über den Sommer stattfinden. Eine 
Vorlage des BMVg wird frühestens nach der parlamentarischen 
Sommerpause erwartet.



Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

2 IMI-Analyse 33/2020 

Die „strengen Bedingungen“ der SPD

Am 28. Juni 2020 drang schließlich an die Öffentlich-
keit, die SPD sei nun unter bestimmten Bedingungen bereit, 
einer Bewaffnung der Heron TP Drohnen zuzustimmen. Die 
Fachpolitiker*innen der SPD hätten gemeinsam einen Katalog 
erarbeitet, so die stellvertretende Fraktionsvorsitzende Gabriela 
Heinrich. Zitiert wird sie wie folgt: „Wir sind offen in der Frage 
der Bewaffnung von Drohnen. Aber nur, wenn strenge Bedin-
gungen erfüllt werden, werden wir die Entscheidung mittragen“. 
Die Bedingungen seien Voraussetzung dafür, „dass wir eine 
breite gesellschaftliche Akzeptanz für diese neue Waffe der Bun-
deswehr schaffen können“.5 

Der Forderungskatalog wurde mittlerweile auch etwas aus-
führlicher in einem Brief von Heinrich, Fritz Felgentreu und 
Karl-Heinz Brunner an die Bundestagsabgeordneten der SPD 
ausgebreitet, relevante Auszüge wurden bei Augengeradeaus 
veröffentlicht.6 Um folgende „strengen Bedingen“ geht es:

Der erste Punkt: Es sollen keine „extralegalen Tötungen“ durch-
geführt werden, die „strikte Einhaltung des Völkerrechts [sei ] zu 
gewährleisten“.7 Im Tagesspiegel-Artikel heißt es dazu, dass es 
hier keinen Dissens geben dürfte.8 Und in der Tat findet man die 
Formulierung „Völkerrechtswidrige Tötungen lehnen wir kate-
gorisch ab, auch durch Drohnen“ im aktuellen Koalitionsvertrag. 
Aber das Problem ist, dass es keine Definition der Bundesregie-
rung gibt, was sie darunter genau versteht. Ernstzunehmende 
Kritik an völkerrechtswidrigen Tötungen durch Drohnen von 
Verbündeten (hervorgehoben wird hier stets die USA, doch z.B. 
auch Großbritannien und Frankreich führen Kill-Listen) ver-
nahm man erst in der aktuellen Debatte über die Drohnenbewaff-
nung, um sich scheinbar abzugrenzen – insbesondere von der 
US-Praxis –, um den deutschen Entscheidungsträger*innen eine 
Zustimmung einfacher zu machen. Doch es ist unklar, was für 
die Bundesregierung eine extralegale, sprich völkerrechtswid-
rige Tötung darstellen oder was sie als zulässig ansehen würde. 
Würde man z.B. die Tötung einer Person, die Logistik oder 
Finanzierung bereitstellt, also nicht direkt an Kampfhandlungen 
teilnimmt, als ein legitimes Ziel ansehen. Die Interpretationen 
des Völkerrechts gehen hier weit auseinander: Solange hier keine 
eigene Interpretation vorliegt, bleibt die Äußerung nicht mehr als 
ein Lippenbekenntnis. Zumal in den Veranstaltungen zum Teil 
auf Szenarien eingegangen wurde, die einen mit mehr Fragen als 
Antworten zurückgelassen haben.9

Der zweite Punkt ist die „[k]ategorische Ablehnung von voll-
automatisierten Drohnen und anderen Waffensystemen, um die 
finale Entscheidung über den Einsatz von Waffengewalt stets auf 
einem menschlichen Urteil begründen zu können“. Dies hat eine 
Grundlage im bestehenden Koalitionsvertrag. Bei der konkre-
ten Entscheidung spielt dieser Punkt keine Rolle, wird aber bei 
zukünftigen Beschaffungen wichtiger, je komplexer die Systeme 
werden. So ist z.B. die Entwicklung von autonomen Subsyste-
men für das Kampfflugzeug der nächsten Generation ein Grund 
zur Besorgnis.

Punkte drei und vier lassen sich unter dem Oberbegriff Trans-
parenzmaßnahmen zusammenfassen. Zum einen soll ein ver-
bindliches Einsatzkonzept erstellt und offengelegt werden und 
zumindest das Parlament bei Änderungen der allgemeinen Ein-
satzregeln informiert werden. Anfangs hieß es, hier könnten die 
sogenannten „Rules of Engagement“ gemeint sein, doch die 
waren bislang stets geheim und dies wird so bleiben, denn diese 
sind nicht gemeint. Die Formulierung eines Papiers mit groben 
Eckpunkten, wozu die Bundeswehr bewaffnete Drohnen ein-
setzen möchte und welche allgemeinen Regeln für den Einsatz 
gelten sollen, sollte für das BMVg recht einfach zu erstellen sein. 

Und tatsächlich, eine erste Version wurde noch am 3. Juli, am 
letzten Tag vor der Sommerpause, dem Verteidigungsausschuss 
übergeben, mitsamt einem Bericht des Verteidigungsministeri-
ums über die #DrohnenDebatte2020. Zum Waffeneinsatz heißt es 
in den Grundsätzen für den Einsatz bewaffneter Drohnen: „Der 
Waffeneinsatz mittels eines UAS bedarf außer in Selbstvertei-
digungssituationen grundsätzlich der ebenengerechten Freigabe 
durch einen militärischen Entscheidungsträger (in der Regel 
Stabsoffizier aufwärts) unter Hinzuziehung eines Rechtsberaters. 
Es gilt der Grundsatz, je wahrscheinlicher zivile Kollateralschä-
den sind, desto höher die Entscheidungsebene“.10 Hier schwebte 
der SPD laut einem Bericht des Neuen Deutschlands wohl die 
höhere Ebene des Brigadegenerals für die Waffenfreigabe vor, 
allerdings wurde dies nicht explizit in den öffentlichen Einlas-
sungen erwähnt, somit ist fraglich, inwieweit die SPD auf diesem 
Punkt beharren wird.11 Außerdem soll der Einsatz der Drohnen 
nach dem Willen der SPD nur erfolgen, wenn dieser explizit im 
jeweiligen Mandat erwähnt wird. Bei diesem Punkt wird sich das 
Ministerium sträuben, da bislang Praxis ist, dass die zulässigen 
Fähigkeiten (in diesem Fall „Luftnahunterstützung“) im Mandat 
erwähnt werden, nicht jedoch konkrete Waffensysteme. So ein 
Micromanagement seitens der Politik wäre eine bittere Pille, die 
man im Zweifel aber schlucken wird. Darauf deuten auch schon 
die dem Verteidigungsausschuss vorgelegten Grundsätze hin.

Punkt fünf der SPD-Kriterien ist die Stationierung der Boden-
kontrollstationen im Einsatzland. Dabei handelt es sich aller-
dings um eine Bedingung, die zurzeit schon erfüllt wird und eine 
Absicht diese Praxis zu ändern wird zumindest bislang weder 
von der Politik noch von dem Bedienpersonal der Bundeswehr 
öffentlich kommuniziert. Auf den ersten Blick dürfte das BMVg 
sich mit der Bedingung einverstanden erklären. Aber: Was ist 
bei grenzüberschreitenden, bzw. benachbarten Einsätzen? Denn 
wenn die Bodenkontrollstationen z.B. in Mali stationiert würden, 
dürften die Drohnen nicht im benachbarten Niger zum Einsatz 
kommen, wo die Bundeswehr derzeit auch Soldat*innen statio-
niert hat. Es würde also nicht verwundern, wenn die Bundeswehr 
versuchen würde für diese Fälle eine Lösung zu finden. Diese 
Forderung wird übrigens begründet mit befürchteten völker-
rechtlichen Verwerfungen. Die stellvertretende Fraktionsvor-
sitzende Heinrich führte gegenüber dem Tagesspiegel aus, ein 
Waffeneinsatz, der von einer aus Deutschland (oder einem ande-
ren Drittstaat) gesteuerten Drohne durchgeführt wird, könnte 
vom Einsatzland als Angriffskrieg gewertet werden.

Die sechste Bedingung ist die psychologische Betreuung 
des Bedienpersonals der Drohnen. Da die Bundeswehr auch 
Psycholog*innen in die Einsatzgebiete entsendet, wird das 
BMVg auch hier kaum eine große Hürde sehen. Die Zivilbe-
völkerung des Einsatzlandes kann dabei selbst zusehen, wie sie 
mit der Dauerpräsenz von bewaffneten Drohnen am Himmel 
zurechtkommt.

Debatte vorbei?

Also, was bleibt von den „strengen Bedingungen“ der SPD? 
Einige wird das BMVg bereits als erfüllt ansehen, andere leicht 
erfüllen können. Auch sind die Bedingungen zumindest bisher 
noch teilweise so allgemein oder ungenau formuliert, dass eine 
Konkretisierung nötig wäre. Von dem was vorliegt bleiben zwei, 
bzw. drei Punkte, wo besonders hingeschaut werden muss, wenn 
das BMVg auf den Katalog antwortet: 1) wird eine belastbare 
Definition von dem geliefert, was als „extralegale“, bzw. völ-
kerrechtswidrige Tötung bezeichnet wird und werden Szenarien 
geschildert, die das BMVg noch als zulässigen Waffeneinsatz 
ansehen würde? 2) Wie wird die Bedingung mit der Stationie-
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rung im Einsatzland bei grenzüberschreitenden/angrenzenden 
Einsätzen ausgelegt; 3) die Ebene, die eine Waffenfreigabe ertei-
len könnte (allerdings gilt dieser Punkt nur mit Einschränkung, 
da er nicht in dem Brief ausgebreitet wurde). Laut einem Artikel 
aus dem Neuen Deutschland wollte die SPD die Entscheidung, 
ob ein Waffeneinsatz einer Drohne erfolgen soll, mindestens auf 
die Ebene eines Brigadegenerals heben.12 In den Grundsätzen, 
die dem Bundestag mitsamt dem Bericht über die Drohnende-
batte vorgelegt wurden, ist dieses Kriterium nicht erfüllt. Auf die 
meisten anderen Punkte wurde in dem Bericht eingegangen. Es 
bleibt abzuwarten, wie zufrieden sich die SPD mit den dortigen 
Einlassungen zeigen wird.

Dass die SPD jetzt schon laut über eine Zustimmung nachdenkt 
und überwiegend leicht erfüllbare Bedingungen stellt, weist in 
keine gute Richtung in der Frage der Bewaffnung der Drohnen. 
Aber eine Zustimmung der SPD ist noch nicht ausgemacht. 
Schließlich wäre dies ein widersprüchliches Signal, wenn man 
einer Bewaffnung von Drohnen zustimmen würde, wo die Frak-
tions- und Parteiführung seit etwa einem halben Jahr versucht, 
die SPD stärker als Friedenspartei zu positionieren. Die Partei-
vorsitzende Saskia Esken schrieb zu dem Thema auf dem Kurz-
nachrichtendienst Twitter: „Es bleiben grundsätzliche Fragen 
zu klären, bevor wir debattieren können, ob die durchaus sehr 
strengen Bedingungen, die die Kollegin Gabriela Heinrichs da 
beschreibt, am Ende für eine Zustimmung ausreichen. Ich sehe 
uns jedenfalls nicht am Ende dieser Debatte“.13 Und auch in der 
Nachricht von den drei Abgeordneten an ihre Fraktion heißt es: 
„Das Bundesverteidigungsministerium wird einen Entwurf eines 
sogenannten Fachkonzeptes erstellen, in dem sich unsere For-
derungen wiederfinden müssen. Sobald das Konzept vorliegt, 
wird die politische und öffentliche Debatte über die Bewaff-
nung von Drohnen in die entscheidende Phase gehen. […] Dazu 
beabsichtigen wir, eine öffentliche Anhörung mit Expertinnen 
und Experten im Deutschen Bundestag durchzuführen und das 
Fachkonzept auf Herz und Nieren zu prüfen. […] Die Entschei-
dung für oder gegen die Bewaffnung von Drohnen kann nur auf 
einer soliden fachlichen und politischen Grundlage getroffen 
werden“.14

Es handelt sich also nicht um das Ende der Debatte. Das heißt 
aber nicht, dass der vom BMVg und der Bundeswehr so herbei-
gesehnte Einstieg in die eigene Nutzung von bewaffneten Droh-
nen stillsteht. Die erste G-Heron TP Drohne hat am 26. Juli 2020 
ihren Erstflug absolviert, im November soll die erste Drohne an 
die Bundeswehr ausgeliefert werden. Derzeit befinden sich vier 
Soldat*innen in der israelischen Luftwaffenbasis Tel Nof bei 
dem Kommando „Roter Baron“ in Ausbildung. Weitere haben 
die Ausbildung bereits durchlaufen, andere sollen von der Heron 
1 Drohne umgeschult werden, insgesamt sollen 35 Teams aus je 
2 Soldat*innen die Drohnen bedienen können. Vorbereitet sind 
auch schon die Werdegänge: Sollte die Entscheidung für die 
Bewaffnung der Drohnen im Bundestag fallen, würden bereits 
2021 die Ausbildung für die „Waffensystem-Operateur*innen“ 
beginnen.15 

Die Debatte um die Bewaffnung wird so lange geführt werden, 
bis sich die SPD zu einer Position in der Frage durchringt, an 
ihr hängt die Entscheidung dieser Koalition. Durch die Vorlage 
eines Kriterienkatalogs ist eine Zustimmung wahrscheinlicher 
geworden, denn streng sind die gestellten Bedingungen an das 
BMVg und die Bundeswehr leider nicht. Andererseits neigt sich 
die Legislaturperiode dem Ende entgegen. Eine Wiederauflage 
der Großen Koalition möchte (mal wieder) keine der Parteien. 
Warum also jetzt noch eine unliebsame Entscheidung treffen? 
Gerade, wenn man sich wieder mehr als Friedenspartei profi-

lieren möchte. In den nächsten Monaten wird es weitere Veran-
staltungen zu dem Thema geben, diese werden auch den bislang 
eher unterrepräsentierten Gegner*innen mehr Raum geben. Es 
bleibt also noch Zeit und auch genug Stimmen innerhalb der 
SPD-Fraktion und der Parteibasis, die einer Bewaffnung weiter-
hin kritisch gegenüberstehen.
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AntiMilitarismus 
braucht Analysen, 
IMI braucht euch!

Dieser Wegweiser zeigte 2017 am Tag der Bundeswehr in Dorn-
stedten in die Richtungen der zahlreichen, aktuellen Auslandsein-
sätze der Bundeswehr. Die Informationsstelle Militarisierung (IMI) 
versucht mit all den Einsätzen sowie den Militariserungsprozessen 
im Inneren, Migrationsbekämpfung, militärischen Landschaften, 
Rekrutierungsmaßnahmen, Rüstungshaushalten und vielen weiteren 
Themen Schritt zu halten. Um dazu fähig zu sein und das erstellte 
Material grundsätzlich online kostenlos zur Verfügung stellen und in 
Printform zum Selbstkostenpreis abgeben zu können, sind wir auf 
Spenden und Mitgliedschaften angewiesen, die steuerlich absetzbar 
sind.

Daher bitten wir alle, die sich finanziell dazu in der Lage sehen, uns 
für das kommende Jahr mit einer Spende zu unterstützen oder auch 
Menschen im Bekanntenkreis über eine mögliche IMI-Mitglied-
schaft zu informieren.

IMI-Spendenkonto Kreissparkasse Tübingen:
IBAN: DE64 6415 0020 0001 6628 32
BIC: SOLADES1TUB

Mitgliedsformulare finden sich hier: 
www.imi-online.de/mitglied-werden

Jede Form der Unterstützung ist sehr willkommen! 


